
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1925

6.2.1925 (No. 31)



JfeSi Freitag , de» L. Februar 1925 168. Jahrgang

Karlsruher Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

Berant « «rtk »

für den
redaktionellen

Xefl
und bttt

®taat «aiijttg «t :
Chefrvatt «!»
C. Hmtaj .
JbrUtut *

Bezngsprei «: In » arl »rutz« und au »« ärt « frei in« Hau « geliefert »>»n »tlich z,eo Goldmark . - - SmjrfiHimmer n !« oldpfc,inig , S .» »«tag « 15 Goldpfeanig . — An, « igt » » « bithr I» » oldpfenniz für l mm Hijhe und ei"Liebrntel Breit «. Brief « und Gelder frei . Ski Wiederholung , »ariffcster Rabatt , »er al « « »fsoirabatt giU und verw »>>, . c< werden kann , wen « nicht binnen vier Loch «» « ach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt . Amtlich«
Anzeige« find direkt «n die SeschSsttprll « der Karlsruher Zeitung , Vadisch«r « ta »t«anteiger , « arlfritdrichstraß « H , ju je »»«« u»d werde » in Vereinbarung mit den, Ministerium M Jnnuu berechnet. Bei « lageerhebünz , zwang «-
wei>'-l Beitreibung und « »nkur«»erfabren fiillt d«r « abatt f« t . Srfiillung «»»« « arltruhe . — Im Kail« von höherer Gewalt , Streik , Sperr «, Aussperrung . Malchinenhruch , Brlrieb »fi«rung im eigenen Betrieb »der in
»««ti , u» >er«r Lieferanten , hat der Inserent kein« « nfprüche . fall « di« Zeimng »ersriitet , in beschränktem Umfange »der nicht erscheint. — Für ttle » h« Usch« « dbestelluug O»n « nt «igeu wird kein« Gewähr Übernommen .Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werd «n nicht juriickgegeben und e« wir » keinerlei Verpflichtung 4« irgendwelcher Bergütuug übernommen , « bbestelluug der Zritung kann nur j« bi» !5. auf MonatSschlnK erfolge« .

MirtsckattUcke Illmsckau
Bon den großen wirtfchastspolitischen Fragen , die Re-

gierungen u»d Parlamente beschästigen , ist die bedeut¬
samste zweifellos die der R «u»rd«uug der Finanzen von
Jteich , Ländern und Gemeinden . Die Finanzminister
der Länder haben zunächst unter sich auf einer Konfe¬
renz in Dresden getagt, worauf man dann fich mit den
Vertretern des Reichs in Berlin besprach . Das Ergebnis
war Einsetzung einer Kommission. Es hatte sich heraus -
gestellt, daß die Wünsche der Länder , die u . a . die volle
Mückgabe der Einkommensteuer und Körperschastssteuer
mit Einschluß der Kapitalertragssteuer verlangten , mit den
Ansichten des neuen Reichsfinanzministers , der offenbar
nur ganz vorsichtig an di« Dezentralisierung des deutschen
Steuersystems heranzugehen gedenkt , nicht in Einklang
stehen, ebensowenig mit dem bereits vorhandenen Refe-
« ntenentwurf des Reichsfinanzministeriums .

Reichsfinanzminister von Schlieben hat sich für ein«
mchr horizontale Verteilung der Steuern ausgesprochen.
Während bisher die Länder und Gemeinden weit über-
wiegend an der Einkommensteuer und der Körperschafts-
steuer und das Reich weit überwiegend an der Umsatz-
steuer beteiligt ist, geht der Plan des Reichsfinanzmini¬
sters dahin, daß das Reich an der Einkommensteuer und
KörperschastÄteuer mit 33 % Prozent , an der Umsatz-
steuer mit 70 Prozent , die Länder und Gemeinden an
der Einkommensteuer und Körperschastssteuer mit 66%
Prozent , an der Umsatzsteuer mit 36 Prozent beteiligt
werden . Dieser Vorschlag war damit begründet , daß da-
durch das Risiko eines Nachlassens der Erträge zwischen
den drei Steuergläubigern mehr verteilt wird . Damit ist
die volle Abkehr vom Erzbergerschen Steuersystem , die
verschiedentlich gefordert wird, noch nicht eingeleitet. Ein
Entgegenkommen bezügl. solcher Wünsche ist höchstens da-
rin zu sehen, daß die neue „horizontale" Verteilung sich
den Verhältnissen in der Vorkriegszeit insofern wieder
annähert , als damals die direkten Steuern mehr in den
Händen der Bundesstaaten (und der Geineinden, die Zu -
schlüge darauf erhoben) , und die indirekten Steuern mehr
in den Händen des Reiches waren . Nun sollen die Län-
der wenigstens den größeren Teil der direkten Steuern ,
das Reich aber den größeren Teil der eher zu den indi -
retten Steilern zu rechnenden Umsatzsteuer erhalten .

Daß das Verantwortungsbewußtsein die Voraussetzung
sür die höchstmöglichste Wirtschaftlichkeit der Landes - und
Gemeindehallshalte ist, hat auch der Reichssincmzminister
betont und damit eigentlich den Standpunkt der Länder
theo ci tisch anerkannt , wie er sich im Prinzip auch für
das Zuschlagssystem aussprach. Den Aufwand der Ge-
meinden bezeichnete der Minister als mit der gegen-
wärtigen Wirtschaftslage vielfach nicht vereinbar und
sprach sich dagegen aus , daß den Gemeinden finanzielle
Möglichkeiten eröffnet werden, die über ihrem in
erster Linie durch die allgemeine Wirtschaftslage vor»
bezeichneten Bedarf hinausgehen . Dabei betonte er aller -
öings, daß seine Stellung zum Züschlagsrecht wie über -
Haupt in der Frage des Finanzausgleichs vorerst eine
kein persönliche sei , da die neue Reichsregierung sich niit
diesen Fragen noch nicht beschäftigt habe. Zuschläge
könnten heute nicht mehr wie einst aus Reserven der Steuer -
kraft erhoben werden, sondern sie würden ihre Begren -
Mmg nach oben in der Wirtschaftslage finden , und es
bleibe dann immer noch die Frage , wie der dadurch nicht
gedeckte öffentliche Bedarf erhoben werden solle.

*
Was die handelspolitischen Fragen anlangt , so ist man

bei den Pariser deutschsranzösische » Verhandlungen noch
unmer nicht wirklich weitergekommen. Deutschland hat
neue Vorschläge überreicht, in denen nun dem vorläu¬
figen Abschluß eines kurzfristigen modus vivendi zuge¬stimmt wird (es darf jedoch nicht länger als bis 1. Dez.
g^ ten) unter der Bedingung , daß sich Frankreich ver-
Wichfcet, beim später abzuschließenden Handelsvertrag
Deutschland die tatsächliche Meistbegünstigung einzuräu -
j^en. Die mündlichen Verhandlungen haben gestern in
Paris aufs neue begonnen. Was aus den Verhandlungen

steht ebenso dahin , wie unsere künstigen Bezie¬
hungen zu andern wichtigen Industrieländern . Auch Eng -
. ^ schickt sich nun an , Schutzzolltarife für einzelne In -

einzuführen und in Deutschland wird man sichtensiver als Mher mit der Frage beschäftigen müssen ,ie wir uns handelspolitisch den Ländern gegenüber ver-
8f
°

» fix,
STDQr "ach uns gerne exportieren , aber unserer

t
®eflcn" ^ct dauernd neue Schranken zu errichten

Mit der Frage , wie wir es machen sollen , nicht nur
unser Volk weiter zu ernähren , sondern noch Reparationen
zu leisten , wenn uns so . wie es geschieht, die Absatzgebiete
im Ausland weiter verschlossen werden, werden sich auch
die Stellen beschästigen müssen, die durch Londoner
Slbkommen und Dawesplan dazu eingesetzt sind . Vorläu¬
fig zeigt der deutsche Außenhandel für das Jahr 1924
ein Mehr an Einfuhr von 2% Milliarden Goldmark ,
nachdem sich in den letzten Monaten die Passivität der
Handelsbilanz immer mehr gesteigert hatte (im Dezem¬
ber auf 569 Mill . !). Wir konsumieren an Importwaren
zweifellos mehr als wir dürfen, wenn sich auch unter den
Einfuhrziffern neben der für fertige Erzeugnisse (1781
Mill .) 3,7 Milliarden für Rohstoffe und 900 Millionen
für Halbfertigwaren befinden. Während die Einfuhr nach
Deutschland aber nun bereits 61,2 Proz . der Vorkriegs-
stärke hat, ist unsere Gesamtausfuhr infolge der Abdros-
selungs- und Absperrmaßnahmen des Auslandes von dem
an und für sich schon bescheidenen Stand (52 Proz .) ihrer
Vorkriegsleistung 1923 auf 50,5 Proz . im Jahre 1924
zurückgegangen.

*
Recht empfindlich macht sich für die Lebenshaltung der

Allgemeinheit die Preissteigerung am Getreide- und Mehl-
markt geltend, die immer neue Verteuerungen des wich-
tigsten Nahrungsmitteis , des Brotes , nach sich zieht. Ge-
rc»de in letzter Zeit sind die Roggenmehlpreise wieder
sprunghaft in die Höhe gegangen. Me Getreidepreiseüber-
Haupt weisen sowohl am Inlands - wie am Auslandsmarkt
seit einem halben Jahr dauernd Steigerungen auf und
es kamen Preis« zustande , die nahezu an das Doppelte
ihres Ausgangspunttes heranreichten. (Berlin , Weizen
10 . 7. 24 : 144 . 25 . 1 . 25 : 268 , Roggen 10. 7. 24 : 134 ,
25. 1 . 25 : 265 ) . Dabei hat der besonders für Deutschland
so wichtige Roggenpreis infolge des Roggenmangels dem
Weizenpreis sich immer mehr angenähert .

Freilich darf man nicht vergessen, daß Europa und auch
Asien im letzten Jahr eine so schlechte Getreideernte gehabt
haben, daß in früheren Jahrhunderten zweifellos daraus
Hungersnöte entstanden wären , und daß nur die Übersee-
ischen Getreidezufuhren, die rechtzeitig die Nährstoffe her-
anbrachten, keinen Mangel in Erscheinung treten ließen.
Die Abwendung des Mangels mußte allerdings mit hohen
Preisen bezahlt werden. Noch über ein halbes Jahr haben
Nord -/ Südamerika und Australien die Preise stark in der
Hand . Ununterbrochen muß von dort Weizen nach Eu -
ropa , aber auch nach Asien (China) verschifft werden . Die
erste Erleichterung kann allenfalls ein günstiger Ausfall
der indischen Ernte im März bringen, und etwas später
werden sich auch die Ernteaussichten für Nordamerika und
Europa besser übersehen lassen und sich darnach die Preis -
gestaltung entwickeln . Nach einer Zusammenstellung des
Zentralverbandes der deutschen Bäckerinnnungen standen
am 20. Januar die Getreidepreise57 Proz . , die Mehlpreise
aber 75 Proz . (die Brotpreise 32 Proz .) über die Vor -
krisgshöhe. Die Steigerung der Mehlpreise über die
Getreidepreise hinaus soll darin seine Ursache haben, daß
große Posten deutschen Roggenmchles an die Oststaaten
verkaust worden sind , weshalb ein generelles Ausfuhrver¬
bot von Getreide und Mehl gefordert wird .

*
Die Steigerung der Indexziffern liegt in der Haupt -

fache in der Steigerung der Preise für Getreide , Mehl
und Futtermittel begründet, währe,id die Preis« für
Fleisch , Eier . Butter zurückgegangen sind . Dadurch wurde
die sonst recht deutliche Steigerung der Durchschnitts-
Indexziffern für Lebensmittel etwas abgeschwächt. Auch
sind , wenn man die deutschen Indexziffern mit denen des
Auslandes vergleicht , die letzteren Ende Januar im Ver-
gleich zum Dezemberende leicht gesunken, während di«
deutschen Preis« anstiegen.

Die Spanne zwischen de» Erzeuger- und den Berbrau -
iherpreisen für Lebensmittel hat sich im Vergleich zu den
Verhältnissen im letzten Frühjcchr zwar stark vermindert ,aber diese Verminderung ist vor allem darauf zurückzu -
führen , daß die Erzeugerpreise für Agrarprodukte der
Entwicklung auf dem Wettmarkt folgend stark gestiegen
sind , die Kreditlage der deutschen Landwirtschast besser
wurde und der Landwirt nicht mehr gezwungen ist. seine
Produkt « um jeden Preis abzugeben um Geld dafür zu
erlangen . Dazu kommt auch die Ermäßigung der Um-
satzsteuer von 2% . aus 1 Vt Proz . Auf der andern Seite istaber mit dieser Verminderung der Preisspanne von unten
her nicht Schritt gehalten worden. Absolut haben sich die
Preise im Durchschnitt nicht gesenkt. Ihr tum Tei ' 5ebr

erheblich über den Friedenspreisen stehendes Niveau zeigt
das ohne weiteres . Auch die Preisspanne selbst ist immer
noch erheblich höher als im Frieden . Ihrem weiteren
Abbau von oben her steht neben den hohen Frachten und
die steuerliche Belastung des Kleinhandels auch die Tat -
sache entgegen , daß wir trotz verringerten Umsatzes und
verringerten Volkseinkommens kaum weniger Handys -
betriebe mit weniger Personal haben als im Frieden,was zur Überlegung führt , daß auch hier noch ein gewisser
Abbau der leistungsschwächeren und überflüssigen Be-
triebe wird kommen müssen . Die Schmälerung der Preis -
spanne ist eines der wichtigsten Probleme gerade im Hin-
blick darauf , daß. wie oben erwägt , die Inlandspreise
immer noch Tendenz zum Steigen zeigen , während im
Ausland das Gegenteil der Fall ist. Ein solcherVorgang
muß aber eine Schwächung der Konkurrenzfähigkeit
Deutschlands auf dem Weltmarkt zur Folge haben . « *

Zur Ausweisung des griechischen
Patriarchen aus Ikonstsntinopel

Nachdem am Sonntag ge,neidet worden ist , daß der
griechische Patriarch in Konstantinopel Wer die Grenze
abgeschoben worden ist und in Athen dadurch ungeheure
Erregung hervorgerufen worden ist, so dürste der nach-
stehende Bericht aus Konstantinopel vom 27 . Januar be-
sonders interessieren : *

Schon seit vielen Wochen drängt die hiesige Presse auf
Ausweisung des griechischen Patriarchen , nicht nur aus
religiösem und rassemäßigem Hasse, sondern auch, weil im
Patriarchat Dokumente gesunde« worden sind, die auf
politische Zettelunge » des Patriarchats gege« den tür -
tischen Staat schließen lassen.

Nur vor etwa 14 Tagen ebbte der Ansturm der öffent-
lichen Meinung gegen das Patriarchat etwas ab , weil man
damals einen Zusammenschluß zwischen Griechenland und
den übrigen Balkanstaaten und damit eine Wiederkehr
der Konstellation des Jahres 1912 befürchtete . Man be-
fürwortete eine Verständigung in der Austauschfrage , auch
soweit dabei die Angelegenheit des Verbleibens des Patri -
archen in Konstantinopel in Frage kam. So verzeichnete
um den 15 . Januar herum die offiziöse Zeitung „Djum-
huriet " Gerüchte über ein Kompromiß in der Austausch-
kommission , lvonach die griechisch Delegation grundsätzlich
anerkennen würde , daß auch der Patriarch austauschpslich-
tig wäre , also an und für sich Konstantinopel verlassen
müßte , während aber die türkische Regierung tatsächlich
auf die Abschiebung des Patriarchen verzichten würde.

Wenn ein Organ der türkischen Regierung um die Mitte
dieses Monats derartige Gerüchte verzeichnete, so müssen
ja doch damals innerhalb der Regierung derartige Auf-
fafsungen über die Lösung der Patriarchatsfrage bestan -
den haben . Bald aber drehte sich der Wind, weil man
nach den aus Belgrad und Sofia eintreffenden Nach-
richten die Besorgnis vor der Wiederkehr des Balkan-
bundes von 1912 auf absehbare Zeit hinaus fallen lassen
zu dürfen glaubte . Ja , man nahm und nimmt an , daß
Griechenland nicht nur nicht die Unterstützung seiner fla¬
nschen Nackcharn im Falle eines Konfliktes mit der Tür -
kei finden , sondern sogar von ihnen in Schach gehalten
werden würde , so daß von einer griechischen Kriegsgefahr
keine RÄe sein könnte.

Sofort drängte „Djumhuriet "
, die noch vor wenigen

Tagen von einem Kompromiß in der Patriarchatsfrage
zu erzählen wußte , aus Verschärfung des Vorgehens gegen
Griechenland und besonders den Patriarchen. Uin noch
mehr Stimmung gegen den Patriarchen zu machen, be-
richtete „Djumhuriet "

, daß das Patriarchat Anstrengungen
unternommen hätte , um eine Intervention der Tscheche-
flowakei und Rumäniens herbeizuführen. Diese beiden
Staaten sollten bei der türkischen Regierung im Sinne
des Verbleibens des Patriarchen Vorstellungen erheben .
Sollten sie das nicht tun wollen, so plane das Patriarchat ,
auf dem Wege über die Orthodoxen in Nordamerika die
Bereinigten Staaten für ein Eingreifen zugunsten des
Patriarchen zu gewinnen . Diese Meldung von „Djum-
huriet " verfolgte natürlich den Zweck , ebenso wie bei den
Mitteilungen über die Dvkumentensunde im Patriarchat ,
den Patriarchen internationaler Zettelungen zu beschul -
digen , dadurch die Volksmeinung zu erregen und dadurch
wiederum der Regierung die Möglichkeit zu geben , bei
der Ausweisung des Patriarchen sich etwaigen Vorhalt»»»
gen der Großmächte gegenüber auf die Bolksstimm »»g
bern »en iu können.



Deutscher "Keicfostag
MTB . « erlin , 6 . Febr .

Eine Aufwertungsdebatte
Abg. Dr . Wunderlich (DVP ) begründet einen auch von

Änderen lbürgerlichen Parteien unterzeichneten Antrag aus
Aussetzung des Versahrens vor Gerichten und AuswertungS -
stellen . Der Antrag will verhindern , daß jetzt noch durch
Entscheidungen in letzter Stunde der bevorstehenden gesetzli-
chen Neuregelung der Aufwertungsfrage vorgegriffen wird .
Das Gericht soll nach dem beantragten Entwurf auf Antrag
des Gläubigers die Verhandlung einstweilen aussetzen
tonnen .

Abg . Keil ( Soz . ) : Die Haltung der Parteien der Rechten
in der Aufwertungskrage müssen bei den Aufwertung -
interessanten große Enttäuschung erregen . (Sehr wahr links ).
Nun sind sie in uer Regierung , und nun kommen sie mit dem
vorliegenden unzulänglichen Entwurf . Im Ausschutz kämpft
jetzt die Sozialdemokratie für den deutschnationalen Auswer -
tungsantrag , während die deutschnationalen Antragsteller
selbst sich mit aller Kraft der Durchsetzung ihrer eigenen An -
träge widersetzen . (Lebhaftes Hört , hört links ) . Die Deutsch -
nationalen babcn sich auch willenlos unter die Fübruna der
auswertungsfeindlichen Minister Dr . Luther und von Schlie -
bei , begeben .

Die Deutschnationalen haben entgegen ihren den Wählern
gegebenen Versprechungen den Best 'schen Entwurf noch nicht
im Reichstag eingebracht . Die wirtschaftlichen Spitzender -
Winde, die den deutschnationalen Wahlkampf finanziert ha-
ben , erlauben einfach die Aufwertung nicht <Hört , hört links ) .
Der Redner beantragt schließlich die Befristung der Gel -
tungsdauer des jetzt vorliegenden Gesetzentwurfes bis zum
30 . April d . Js .

Abg . Hampe ( Wirtsch . Vereinigung ) begrüßt den vorliegen -
den Gesetzentwurf und erhofft von ihm eine beruhigende
Wirkung auf die kleinen Gläubiger und Sparer . Die Rück-
Wirkung der Hypothekenaufwertung müsse im Rahmen deH
möiilichen durchgeführt werden .

Abg . von Richthofen -Hannover (Dem . ) hält den Zeitpunkt

!
ür eine materielle Erörterung der Aufwertungsfrage nicht
ür gekommen . Das Ziel , vor der endgültigen Lösung der

Aufwertungsfrage den Gläubigern einen Aufschub zu ver -
schaffen , sei durch den vorliegenden Entwurf der Antragstelle
nicht erreicht , weil er nur eine Kannvorschrift enthält , aber
von den Demokraten werde die Umwandlung der Bestimmung
in eine Mußvorschrift beantragt . Weiter beantragen auch
die Demokraten eine Befristung der Geltungsdauer bis zum
30 . April . Eine weitere Hinauss ^ iebung der endgültigen
Lösung der Auftvertungsfrage sei wirtschaftlich einfach nicht
tragbar . ( Sehr wahr ) . Auch wir bedauern die Art , wie die
Deutschnationalen mit übertrieibenen Aufwertungsverfpre -
«Hungen ihre Wahlagitation betrieben baiben.

Reichsjustizminister Frenke « : Ramens der Reichsregierung
wiederhole ich die im Ausschuß bereits abgegebene Erklärung ,
daß die Reichsregierung binnen drei Wochen einen neuen
Entwurf eines Aufwertungsgefetzes den gesetzgebenden Kör -
perschasten zuleiten wird und daß sie auch in allen Stadien
der Verhandlung bestrebt sein wird , die Angelegenheit nach
Kräften zu fördern . (Beifall ) .

Abg . Dr . Schetter (Z . ) wendet sich gegen die von den So -
zialdemokraten beantragte Aufhebung der Verordnung vom
4 . Dezember . Er stimmt dagegen dem demokratischen An -
trag zu , der die Kannvorschrift in eine Mußvorschrift um -
wandeln will .

Abg . Seiffert ( RS .) erklärt sich für den vorliegenden Eni -
Wurf .

Abg . Dr . Steiniger (DNBV . ) Abg . Keil hat sich inzwischen
zu einem Aufwertungsfanatiker entwickelt . Der lange Ent -
Wurf des Ivbg. Best konnte wegen der vielen Anregungen
aus dem Lande noch nicht f«rtiggestellt werden . (Lachen bei
den Soz . ) Wir wollen in der Auswertungssrage die Re -
gierung auch weiter unter hydraulischem Druck halten , gerade
weil uns der Gegendruck der wirtschaftlichen Spitzenverbände
bekannt ist . Dem . demokratischen Antrag auf Umwandlung
der Kannvorschrift in eine Mußvorschrift werden wir zustim -
men , den sozialdemokratischen Antrag müssen wir gegenwär -
t g noch ablehnen ( Rufe bei den Sozialdemokraten : Es ist
doch Ihr eigener Antrag ). ^

Abg . Höllein (fi .) bezeichnet die Politik der and -ren Par -
teien in der Aufwertungsfrage alg Demagogie . Die Wirt »
schastslage in Deutschland sei ein künstliches Erzeugnis der
Schwerindustrie zur Enteignung der kleinen Gläubiger und
Sparer .

Abg . Ströbel (Soz .) wendet sich gegen die Redner der
Rechten . Nach den weitgehenden Versprechen bei der Wahl -
agitation sei es nicht richtig , wenn die Deutschnationalen die
Regierung unter hydraulischem Druck halten , sie müßten
endlich mit ihren Vorschlägen herauskommen .

Damit schließt die erste Beratung .
In der zweiten Beratung stellen die Sozialdemokraten den

vor längerer Zeit von den Deutschnationalen eingebrachten
Antrag auf Aushebung der Verordnung vom 4 . Dezember
1924 zur namentlichen Abstimmung . Diese Verordnung er-
klärte die dritte Steuernotverordnung mit ihren Ausfüh -
rungsbestimmungen für rechtsungültig auf Grund des Art .
4g . — Der Aufhebungsantrag wurde mit 235 gegen 144
Stimmen abgelehnt , dagegen stimmen auch die Deutschnatio -
nalen . (Heiterkeit bei den Soz .) . Der Gesetzentwurf wird
dann angenommen mit der von den Demokraten beantragten
Umwandlung der Kannvorschrift in eine Mußvorschrift . Das
Gesetz soll bis zum 30. April ds . Js . gelten .

1 Gegen VA Uhr vertagt sich das Haus auf Freitag nachm.
; 1 Uhr : Auf der Tagesordnung steht die Einzelberatung des

Etats ^ des Arbeitsministeriums .

Verzicht Bauer ? auf sei« Reichstagsmandat . Auf die
Veröffentlichung eiyes Briefes , den der Barmatsche Anexime -
Konzern nach dem Berliner „Lokalanz .

" an den früheren
Reichskanzler , den Abg . Bauer gerichtet haben soll , hat Bauer
— der „ Franks . Ztg .

" zufolge — bis zur Klärung der Ange¬
legenheit durch den von der Sozialdemokratischen Partei ein -
gesetzten Untersuchungsausschuß auf die Ausübung seines
Mandats vorläufig verzichtet . — Wie die Berliner Blätter
von zuständiger Seite erfahren , ist die in der „ Berliner
Börsenzeitung " veröffentlichte Angabe , daß der Reichspräsi -
dent und seine Frau Liebesgabrnvakete von Barmat erhal -
ten oder sich für solche bedankt hätten , vollkommen unrichtig .

Disziplinarverfahren gegen Prof . Freytag - Loringhoven .
Wie der Amtliche Preußische Pressedienst mitteilt , hat der
preußische Minister für Wissenschaft und Kunst und Volk? -
bildung gegen den Breslauer rechtsradikalen Universitär -
Professor Dr . Freiherr von Fretztag -Loringhovrn ein Diszi -
plinarverfahren eröffnet , zu dessen Durchführung beim
Reichstag die Aufhebung der Immunität des Freiherrn Frey -
tag -Loringhoven beantragt worden ist. Den Grund des
Verfahrens bilden öffentliche Kundgebungen und auch Zei -
tungsartikel des Freiherrn von Loringhoven , durch die die be-
stehenden Staatseinrichtungcn und Personen des politischen
LebenS in einer mit den Pflichten eines Beamten unVerein ,
baren Weise angegriffen wurden .

politische Neuigkeiten
Die Regierungsbildung in Preutzeu

Nach Schluß der gestrigen Plenarfitzung des preußischen
Landtages traten die Fraktionsführer des Zentrums , der
Demokraten und Sozialdemokraten zu einer interfraktionellen
Besprechung zusammen , iE der laut „Vossische Zeitung " die
durch den Rücktritt Brauns vom Ministcrpräsidentenposten ge-
schaffen « Lage erörtert wurde . Das Zentrum habe sich er -
boten , einen ihrer Parteiangehörigen für die am nächsten
Dienstag stattfindende Ministerpräfidentenwahl als Kandi «
baten zu präsentieren . Diesen Samstag wollen die genann -
ten Parteien zu einer neuen interfraktionellen Besprechung
zusammentreten . Dabei wird das Zentrum seinen Kandi -
daten vorstellen und dieser sein Programm entwickeln , da -
mit die Parteien der Weimarer Koalition sofort dazu Stel -
lung nehmen können .

Eine Denkschrift über die Aufwertung
Der AufwertungsauSschutz des Reichstags beschloß , die tm

Reichsfinanzministerium verfaßte Denkschrift über die Auf -
Wertung , die bisher als vertraulich bezeichnet worden war .
freizugeben . »

Die Denkschrift , die 54 Druckseiten umfaßt , gibt in ihrem
Hauptteil eine genaue Darlegung der Entwicklung der Auf -
Wertungsfrage in Deutschland seit Beginn des Weltkrieges
und behandelt im ersten Abschnitt die Umstellung des Geld -
Wesens beim Beginn des Weltkrieges , im zweiten den Wäh¬
rungszerfall ; im dritten wird die Behandlung der Auswer -
tungssrage durch die dritte Steuernotverordnung dargelegt .
Der vierte Abschnitt enthält Änderungsvorschläge zur dritten
Steuernotverordnung . Im Anhang wird das Aufwertungs -
Problem in seiner geschichtlichen Entwicklung vom Altertum
bis zum Weltkriege behandelt . Die Denkschrift kommt
zu dem Schluß , daß über die zahlreichen EinzelfrageN , die
das Problein der Aufwertung betreffen , die Ansichten wohl
weit auseinandergehen ; über eines jedoch bestehe in weiten
Kreisen Übereinstimmung , nämlich darüber , daß es ersorder -
lich sei , zu euierd Regelung zu gelangen , die etwas Dauer -
Haftes darstelle . Ein Schuldner , der ftnanziell zusammen -
gebrochen sei , könne eine Grundlage für neue wirtschaftliche
Betätigung nur dadurch gewinnen , daß er mit den alten Gläu -
bigern zu einem Vergleich bezw . einem Zwangsvergleich ge-
lange . Gelinge ihm dies nicht , so müsse er damit rechne »,
daß jederzeit , sobald er sich wirtschaftlich zu erholen beginne ,
der Gerichtsvollzieher bei ihm erscheine und ihm die Rech-
nungen der alten Gläubiger präsentiere . Nicht anders sei es
mit der Staats - und der Volkswirtschaft . Sie müssen end -
gültig wissen , welche Belastung die alten Papiermarkschulden
darstellen . Hier könne es nur ein Ziel geben , die Rechtsge -
Wißheit, auf dem Boden eines der Billigkeit entsprechenden
endgültigen Ausgleichs . Es handle sich nunmehr darum ,
einen Schlußstrich unter die Währungkatastrophe zu ziehen .
Damit sei die Gesetzgebung vor eine große und verantwor -
tungsvolle Entscheidung gestellt . Daß diese Entscheidung nicht' in die Irre gehe , davon bänge nicht weniger ab , als die ganze
Zukunft des deutschen Volkes .

*
Im Aufwertungsausschuh des Reichstages erklärte ein

Vertreter des Reichssinanzministeriums , daß die Regierung
in spätestens drei Wochen dem Reichstag einen Gesetzentwurs
vorlegen werde , der die endgültige Lösung der Aufwertungs -
frage bringen würde . Der Aufwertungsausschuß werde den
Gesetzentwurf rechtzeitig zur Kenntnis erhalten , damit ihm so
schnell wie möglich Gelegenheit gegeben werde , die näheren
Einzelheiten des Gesetzentwurfes zu prüfen . Ein Vertreter
der Sozialdemokratie verlangte , daß sofort in die Debatte
über den deutschnationalen Antrag eingetreten werde , wo-
nach bekanntlich die aus Grund des Art . 52 der Reichsver¬
fassung erlassene Verordnung des Reichspräsidenten zur Aus -
Wertungsfrage vom 4 . Dezember 1924 ausgehoben werden soll.
Nach längerer Debatte wurde ein deutschnationaler Antrag ,
die auf Grund des Art . 48 der Reichsverfassung zur Auf -
Wertung erlassene Verordnung deÄ Reichspräsidenten aufzu -
heben , abgelehnt . Dafür stimmten nur die Demokraten und
Sozialdemokraten .

Die Jndustrieobligationen
Auf gemeinsam ^ Einladung des Reichssinanz - und des

Reichswirtschaftsministeriums hatten sich in Berlin zahlreiche
Vertreter der wirtschaftlichen Verbände zu einer Besprechung
über die im Gange besindliche Durchführung der Jndustriebe -
lastung nach dem Londoner Abkommen eingefunden . Es wuv -
den unter dem Vorsitz des Staatssekretärs Popitz eine Anzahl
Fragen besprochen , die in der Wirtschaft zu Irrtümern und
zum Teil auch zu gewissen Beunruhigungen Anlaß gegeben
haben . Dabei wurde auf die große Bedeutung hingewiesen ,
die der glatten Durchführung der Jndustriebelastung und der
fristgemäßen Übergabe der Obligationen beizumessen ist . Fer¬
ner wurde hervorgehoben , daß den Härten und Irrtümern , die
etwa bei der Umlegung vorgekommen seien , sowohl bei der
Regelung der Aufbringungslast als auch bei den künftigen
Umlegungen Rechnung getragen werden soll . Im Augenblick
kommen nur die Unterzeichner nichtveräußerlicher Einzelobli -
gationen in Frage . Die Nachprüfung des Wertes der Be -
triebsvermögen für die veräußerlichen Einzelobligationen
soll später von einem Senat des Reichsfinanzhofes erfolgen .

Der HanshaltSansfchutz des Reichstags
setzte die Beratung des Etats des Verkehrsministeriums fort .
Von verschiedenen Abgeordneten wurde die Forderung auf -
gestellt , daß die Bestimmung des Reichsbahngesetzes , wonach
der Reichs -regierung kein . Einspruchsrecht gegenüber Bezügen
der leitenden Beamten zustehe , geändert wird . Ferner wurde
die Sch« tzvorschrift für die Arbeitszeit der Eisenbahner einge -
fordert . Arn Schlüsse der Aussprache wies der Reichsverkehrs -
minister auf die Schwierigkeiten seiner Stellung gegenüber
der ReichSbahngescllschaft hin , da nach den bestehenden Ge -
setzen das Kontrollrecht des Reichstages gegenüber der Reichs -
bahngesellschaft eingeschränkt worden sei . ' Er gab aber die
Versicherung ab , daß er die den « Reich verbliebenen Kontroll -
rechte mit allem Nachdruck wahren und ausüben werde .

Die Sozialvemokraten und ! ie
Micumentfchävtgungen

Die früheren sozialdemokratischen Reichsminister Dr . Hil -
ferding , Robert Schmidt und Sollmann erlassen eine Erklä -
rung gegen die Behauptung , daß auch die sozialdemokrati -
schen Minister der beiden Kabinette Stresemann sür die Ent -
fchädigung von 700 Millionen Mark an die Ruhrindustriellen
verantwortlich seien . Dr . Hilferding sei bereits am 10. Ok-
tober 1923 aus dem Kabinett ausgeschieden , lange bevor
die Verhandlungen der Ruhrindustriellen und der Micum
stattfanden . Als im Oktober 1923 die Sechserkommission der
Ruhrindustriellen volle Entschädigung für ihre Belastung aus
den Mieumverträgen verlangten und beim Reichskabinett
Vertragsentwürfe über die Entschädigungen vorgelegt wur -
den , hätten sich die sozialdemokratischen Reichsminister schon
in Demission befunden . In der Kabinettssitzung erklärten
die sozialdemokratischen Kabinettsmitglieder zum Protokoll ,
daß sie keine Verantwortung für die vorgelegten Vertrags¬

entwürfe übernehmen könnten und lehnten deshalb die Be¬
teiligung an der Beschlußfassung ab. Die drei ehemaligen
sozialdemokratischen Reichsminister verwahren sich deshalb
entschieden gegen die Behauptung , sie sür eine Politik der
unzulässigen Verwendung von Reichsmitteln unter Umgehun »des Budgetrechtes des Reichstages verantwortlich zu machen .
Eine englifche Stimme zur Lage in Deutichlaud

„ Daily Telegraph " bringt einen Leitartikel mit der über ,
schrist „über die politische Lage in Deutschland ". In die-
fem führt das konservative Blatt aus : die reaktionäre Bewe-
gung in Deutschland habe große Fortschritte gemacht , reiheaber durchaus nicht alle Deutschen init . Die deutsche Regie-
rung bleibe wie bisher fest auf die Erfüllungspolitik verpflich-
tet . Dr . Luther habe in seiner Rede am Freitag erklärt ,seine Außenpolitik gründe sich fest auf das Londoner Ab-
kommen . Es bestünden vielleicht Anzeichen , daß der neue
Kanzler eine unerwartete Meisterschaft in der Leitung seiner
Ministerkollegen und in seinen schwierigen Beziehungen zuden Parteien der Rechten zeige . Es bleibe abzuwarten , «b
er stark genug sei , seine eindeutige Zusage zur Wiedergut -
machung irgendwelcher nachgewiesenen Verstöße gegen die Ab-
rüstung durchzuführen . Wenn ihm dies gelinge , so könne er
die Beziehungen seines Landes wieder günstiger gestalten und
gemäß dem Londoner Abkommen dessen Verhältnisse in ge»
regelte Bahnen bringen .

Verurteilter Nationalsozialist . Die «Vossische Zeitung '
meldet aus Breslau : Vor dem hiesigen großen Schössenge-
richte hatte sich der Schriftleiter und natitnalsozialistische
Stadtverordnete Brückner wegen Vergehens gegen daS Gesetz
zum Schutze der Republik zu verantworten . Brückner soll
im September v . I . in einer WeÄeversammlung in Liegnitz
seine Befriedigung darüber ausgesprochen haben , daß lich
jemand gefunden hätte , der den Minister Rathenaü besei -
tigte . In einem völkischen Wochenblatt soll der Ängetmgte
Rathenau beschimpft haben . Brückner wurde im ersten
Falle freigesprochen , wegen des Zeitungsartikels zu 3 Mo -
naten Gefängnis und 260 Mark Geldstrafe verurteilt . Für
die Gefängnisstrafe wurde ihm eine Bewährungsfrist von
3 Jahren bewilligt .

Ein Beleidigungsprozetz der Firma Himmelsbach A .-v .
Donnerstag vormittag begann in Berlin - Moabit vor dem
Schöffengericht der Beleidigungsprozeh des Vorsitzenden dek
Aufsichtsrates der Firma Himmelsbach A .- G . , einer der groß-
ten deutschen Holzbandlungen , gegen den Herausgeber der
Zeitschrift „Der Holzmarkt " Otto Firnbach . In einer Serie
von 70 Artikeln halle Firnbach die Firma beschuldigt , die
deutschen Waldungen in der Pfalz im Einverständnis mit den
Franzosen verwüstet zu haben , so daß der Schaden in 100
Jahren nicht mebr gut zu machen sei7 Als Vertreter der
bayerischen Staatsregierung wohnte Ministerialrat Rinß «-
mann den Verhandlungen bei.

Hiurze Mackrtcbten
Der Reichspräsident gab ..Donnerstag abend zu Ehren det

diplomatischen Korps ein Esten , an dem die Chefs sämtlicker
Missionen , der Reichskanzler , der Reichstagspräsident und die
Reichsminister mit ihren Damen teilnahmen .

Die deutsch-franzöfifchen HandelSvertragsverhandlungea
wurden , wie aus Paris gemeldet wird , am Donnerstag nach
etwa 10tägiger Unterbrechung aufgenommen . Trendelenburg
und Handelsminister Raynaldi besprachen sich in etwa 2stün«
diger Unterredung über den Inhalt der französische ». Xaie
vom 26 . Januar und die vorgestern von der deutschen Wirt -
schaftSdelegation überreichte Antwort . Im Verlaufe der Un»
terhandlungen ergaben sich Möglichkeiten für eine BerstSn »
dignng .

Zur Verurteilung des Landgerichtsdirektors Kroner . Wie
Berliner Blätter melden , legten die Verteidiger des Land-
gerichtsdirektorS Kroner gegen das Urteil des erweiterten
Schöffengerichts Berufung ein . Die Berufungskammer ist
die Grok ? Strafkammer vom Landgericht I zu Berlin . W

Die Spritfchieberaffäre . Wie die „ Vossische Zeitung " mel-
det, sind in der Angelegenheit des Spritschieb «rs Webt»
10 Zollbeamte , die verschiedenen Berliner Zollämtern angt »
hören, mit sofortiger Wirkung ihres Dienstes enthoben wq»
den .

Die Berufung Rathufius zurückgewiesen . Die Strafkam -
mer des Kassationsgerichtshofes zu Paris hat die Berufung
des Generals von Nathusius zurückgewiesen .

Gegen die reine Goldwährung . Der „Daily Expreß
" mel»

det , daß der Reichsverband englischer Fabrikanten sich gegen
die Wiedereinführung der Goldwährung ausgesprochen hat,
da die reine (Notdwahruug geeignet sei, England zu in „ökonomi¬
schen Basallen " Amerikas zu machen .

Rücktritt des Präsidenten des Memeler LandeSdirektoriumt
Der Präsident des Landesdirektoriums des Memeler Gebietes
GailuS ist aus Gesundheitsrücksichten zurückgetreten . An seine
Stelle wurde der bisherige Stellvertreter des Landespräsi -
denten Borchert zum Präsidenten ernannt . Borchert ist gleich -
falls Rationallitauer .

Kulturelle Autonomie der Minderheiten in Estland . Das
estnische Parlament hat mit allen gegen 1 Stimme das
betreffend die kulturelle Autonomie der Minderheiten an >
iiommen , das auf den Grundsätzen des Völkerbundes beru !
Gemessen an der Gesamtzahl der Bevölkerung Estlands b«°
stehen die Minderheiten aus 5,3 % Russen , 2% . Deutschen und
1,7 % anderer Völkerschaften .

Kommunistische Propaganda im griechischen Heer . Ein,e halb«
amtliche Mitteilung aus Athen befagt : Infolge des Besuchet
kommunistischer Organisationen , in den Kasernen ein : Pr »'
paganda zu betreiben , in der die Soldaten zum Bürgerkrieg
ausgereizt werden sollten , ist eine Anzahl von Personen fest'
genommen worden . 20 Kommunisten wurden wegen Hoch'
Verrats dem Richter vorgeführt .

Teitscbrittenscdau
Zeitschrift „Elegante Welt ". Ein wirkliches Brevier m»

derner Tanzkunst ist die soeben erschienene Tanznummer der
„Eleganten Welt " . Sie bringt — allen Interessen entgegen'
kommend — in denkbar vielseitiger Beleuchtung Bilder Irt*
ten Tanzstils mit Textbeiträgen namhafter Autoritäten . Eine
Umfrage an die Prominenten der Tanzkunst kündet maßgW
liche Ansichten über die neues'e Tanzform . Unsere gefeiert'
sten Tanzgeiger erscheinen mit ihren Kapellen , die Ia ^zban»
nach letzter Prägung wird kritisch gewertet , die Technik » N'
serer Modetänze in ihrem Wesentlichen charakterisiert . 3"
strahlendem Glanz ziehen an uns die Stätten der elegantem
Gesellschaft - und Tanzkultur vorüber , und ganz aus der RaV
kann man die Toiletten schöner Frauen betrachten . Reichswerden gute Ratschläge gegeben in allen Toilettenfragen >»
Ball und Gesellschaft . So ist dieses Heft der „Elegan ^
Welt " ein unentbehrliches Bademekum für alle Tanzkreunv «»



Badlsctier Teil
Vadiscker Landtag

DZ . Karlsruhe s , gebt . l«2ö.
In b«r Nachmittagssitz««, wurde zunächst die kurze An-

frage des Ab» . Dr . FSHr (Ztr. ) über
Die Korgänge bei der ReichsgründunSgfeier der Universität

Freib«r>
am 1? . Januar behandelt.

Die von Ministerialrat Dr . Schwörer erteilte Antwort lau»
iet : Am 20. Januar erhielt die Unterrichtsverwaltung einen
Bericht deMSenats , worin dieser feststellte, daß Rektor Dr .
Frhr . Marschall v . Bieberstein in seiner Festrede über ..Recht
und Gesetz " sich unbestreitbar Entgleisungen zu schulden kom -

. men ließ , die umso lebhafter zu bedaueren seien, als der
Redner das offenkundige Bestreben zeigte, der heutigen
Staatsordnung gerecht zu werden- Die Borlage seines Ma -
nuskriptes hat Frhr . Marschall v . Bieberstein verweigert , sich
aber gleichwohl über den Inhalt der Rede geäußert und er-
klärt , daß ihm jegliche Absicht, irgend jemand zu verletzen,
ferngelegen habe. In der Meinung , daß zwei Stellen der
Rode Anstoß erregen konnten, habe er diese gestrichen . Bei
der schlechten Beleuchtung und seinem fiebernden Zustande
sei ihm allerdings das Mißgeschick passiert, daß er in der Er -
regung die Streichungen mitverlas . Er habe darüber sofort
schriftlich fein Bedauern ausgedrütkt .

' Die Unterrichtsver -
waltnng, so fuhr der Regierungsvertreter fort , kann ein ab-
schließendes Urteil nicht gewinnen , ohne daß ihr der volle
Wortlaut der Rebe vorliegt . Unterm 20 . v . M . wurde daher
gegen Frhrn . v . Marschall das Disziplinarverfahren einge-
leitet . Der Fackelzug zum BiAmarckdenkmal war keine eigent-
liche Universitätsveranstaltung , sondern ging aus vom Hoch-
schulring deutscher Not in Verbindung mit dem Jungdeut -
scheu Orden und dem Wikingbund. Es nahmen etwa 600
Studenten daran teil. Es wurde das Ehrhardtlied gesungen
und auf dem Schloßberg hat ein Student eine Rede gehalten ,
die aber zu Beanstandungen keinen Anlaß bot. Auch sonst
sind Ausschreitungen der Studentenschaft nicht bekannt ge-
worden, die ein Einschreiten der Unterrichtsverwaltung ge-
rechtfertigt hätten .

Es wurde hieraus in die Besprechung der Förmlichen An-
frage betr.

K . Die Einfvhr vo« Zuchtvieh a«S der Schweiz
«ingetreten.

Abg. Martin (Ztr .) begri'mdete folgenden Antrag Weißhaupt :
Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu ersuchen:

. 1 . Zum Schutze unserer heimischen hochentwickelten Rind-
Viehzucht bei Einfuhr von Vieh aus dem Ausland die Seu -
chenpolizei in voller Schärfe zur Anwendung zu bringen ;' 2. an die Gemeinden eine Aufforderung ergehen zu lassen,
den Bedarf an Gemeindefarren im eigenen Lande zu decken
und

3 . an die Bezirkstierärzte eine diesbezügliche Anweisung
zu erlassen, die Jnlandszucht in der besten Weise zu fördern.

Abg. Dr . Matthes (Ztr .) vertrat die Ansicht , daß die Förml .
Anfrage vor einem halben Jahre angebracht gewesen wäre .
Es werde nach wie bor nötig sein , Oualitätstiere aus dem
Ursprungslande, dem Simmental , einzuführen . Von einer
Masseneinfuhr könne aber heute keine Rede sein. Eine Sperre
der Einfuhr würde nicht im Interesse der süddeutschen Land -
witrschaft liegen ; denn die Ausfuhr von uns nach der Schweiz
sei viel höher wie die Einfuhr aus der Schweiz.

Abg . Hagin (Lcmbbunb) meint, daß man die freundnach -
var/ichen Beziehungen mit der Schweiz durch , nichts gefährden
sollte.

: Abg. Sack (Ztr .) hegt das Vertrauen zu den Bezirkstier -
ärzten, daß sie in bezug auf die Seuchenbekämpfung nichts
unterlassen werden . Dem Antrag Weihhaupt, der auf seine
Monopolstellung für die oberbadifchen Züchter hinauslaufe ,
könne er als Vertreter des Hinterlandes nichts zustimmen.
Die Antwort der Regierung habe ihn befriedigt .
. Abg. Kurz (Soz .) warf ebenfalls die Frage auf , wohin es

führen würde, wenn man den Gemeinden die Ellenbogen-
freiheit nehmen wollte .
> Abg. Weißhaupt . (Ztr .) beharrte aus seinem Standpunkt.

Da die Sache noch nicht genügend geklärt schien, wurde
die Abstimmung bis zur nächsten Plenarsitzung ausgesetzt.

Nach Erledigung einer Reihe von Gesuchen zumeist Person-
licher Natur wurde die Sitzung gegen 6.30 Uhr geschlossen.
Nächste Sitzung unbestimmt.

Zum Finanzausgleichs - Gcsetzentwurf
hat der Haushaltsausschuh des Landtages folgende Beschlüsse
««faßt :

1 . Die Regierung wolle bei der Reichsregierung und dem
Reichsrat mit allem Nachdruck dafür eintreten , daß auf eine
tunlichste Vereinfachung des gesamten Steuersystems hinge-
wirkt wird ^einstimmig beschlossen).

2. Den Ländern und Gemeinden soll das Recht zur Erhebung
don Zuschlägen zur Einkommensteuer und Körperschaftssteuer
Zugebilligt werden ( IS dafür bei 2 Enthaltungen) . Ten San-
wtn soll unbeschadet der Bestimmung in Art . 3 der RB . eine
eigene Steuerhoheit zurückgegeben werden ( 13 Stimmen gegen« Demokraten uud Kommunisten ) bei fünf Enthaltungen
(Sozdem . ) . Der Absicht des Reiches , für sich einen Anteil
°>>n 33K Prozent >cr Einkommensteuer und KörperschaftK-
fteuer au beanspruchen, muß entgegengetreten werde«, (13
5 - mmen für bei 7 Enthaltungen (Sozdem . . Demokraten und
«omm. j. Die Einkommensteuer muß die wesentliche Steuer -
lYr"6 Länder bilden ( 14 Stimmen dafür , 2 Enth ., Soz .
[Wen ). Ein Reichsrahmengesetz, das die Beloertungsvor -
M 'sten und den zulässigen höchsten Steuertarif enthält, muß
f 'e Grundlage für eine einheitliche EinkommensbesteuerungMch das ganze Reich sein ( 15 dafür . i Enth . , Komm. , Soz .M «n).

Emx größere Anspannung der Grund - »nd Gewerbe -
wuer ist im Lande Baden für das Jahr 1922 unmöglich und
WN der gesamten Wirtschast nicht mehr tragbar . Die Berücksichti -

von Schulden auf Grundvermögen und Gewerbebetrie -
muß reichSgesetzlich ermöglicht werden ( 15 dafür , 1 Enth .,

<
C - ' fehlen>. Für die Objektsteuer ist eine Höchstbe -
.?i>unnSgrenze im Verhältnis zum Ertrag notwendig (15 da-

«
' Lj ^ eflen, Komm , Sozdem . fehlen ).
■ Die vorgesehene Deckung eines wesentlichen Teiles des

Wif m/ inen Staatsbedarfs durch Erhöhung der Gebäude --nversteuer wird abgelehnt ( 11 dafür, 3 Enth.. Landbund .
k 2?:' So »dein. fehlen ).

]ot>r
'5Ur landwirtschaftliche Betriebe sollen die am 15. Febr.

I
' ' 15 Mai 1925 fälligen EinkommensteuervorausHah -

•_ fi- 'aten bis zur endgültigen Veranlagung gestundet blei-
ni * »

®cnn die Steuerschuld für den einzelnen Steuertermin
mehr als 10 Mark beträgt .

« r» Steuerabzug bei den Lohn- «nt» GehaltSempfän -
traa to ßl|f den Beschluß vom SO. Januar d. I . zum An-

vcmer-Heidelberg, Henrich, Rückert, Wittemann - vom
7

Januar verwiesen.
* irhJrt !I f"11 einc Veranlagung zur Einkommen - und^»erschastzsteuer erfolgen (einstimmig).i »r

Der L « «dtag in AusstellungenAm gestrigen Donnerstag halte der Landtag gleich zwei
Ausstellungen auf ergangene Einladung hin zu besichtigen .Er verweilte vormittags — wie bereits kurz gemeldet —
in der Kunsthalle, nachmittags in der 1. Bad. Luftfahrt -Aus »
stellmi8. Zwei gewiß verschiedene Gebiete, aber das Lan -
desParlament muß sich nun einmal auch mit künstlerischenund flugtechnischen Dingen , soweit sie das Staatsinteresse be-
rühren , beschäftigen .

In der Kunsthalle hatte Galleriedirektor Dr . Storck die
Führung übernommen . Dr . Storck ist ein guter Führer ,er spricht klar, sehr verständlich und die Besucher der Knnst -
halle orientierend und interessierend. Er zeigte die einzel-nen Säle , die verschiedenen Arten der Kunst, wie sie auf derLeinwand festgehalten werden, ihre technische Ausführungund was nun einmal zum Verständnis der Bildwerke gehört .Die Namen der bekannten und weniger bekannten Künstlerließ er Revue passieren, denn in der Kunst hat jeder seineneigenen Stil . Dann kommt es auch darauf an . wie dieBilder belichtet werden, bezw . wie und wo sie in einemRäume hängen. Darauf und auf die Farbentönung der ein-
zelnen Räume legt Dr . Storck mit Recht großes Gewicht.Die fachtechnische Gruppierung der Bilder gibt eigentlicherst einer Kunsthalle die wahre Bedeutung . Dies sprach auchLandtagspräsident Dr . Baumgartner in den dankenswertenWorten aus , in welchen er dem Leiter der badischen Kunst-halle für seine verständnisvolle Führung die verdiente An-
erkennung zollte . Da der Landtag auch die finanziellenMittel zu bewilligen hat, durch welche Reueinkäufe von Bil -dern usw . vorgenommen werden können , waren die Darle -
gungen Storcks auch in dieser Richtung besonders sür die Mit »glieder des Haushaltsausschusses , beachtlich.

Am Nachmittag besuchte der badische Landtag die Aus -stellung für Lustschisfahrt. Der Leiter der Ausstellung be-grüßte den Staatspräsidenten , den Präsidenten des Landtagsund die Abgeordneten, und legte dann in längeren Ausfüh -
rungen die gegenwärtige Lage der deutschen Luftschiffahrtdar . Daran schloß sich ein Rundgang . Am Schluß sahendie Abgeordneten noch drei Film .Vorführungen . worunterbesonders der letzte Film , die Herstellung eines Junkersflug -zeuges. interessierte. (In der Presse ist bereits ausführlichüber die Ausstellung berichtet worden).

Der Offenburger Aufruhrprozeß
DZ . Offenburg , 5. Febr . Die heutigen Verhandlungenbegannen mit den Plaidoyers der Oberstaatsanwaltschaft undder Verteidiger . Der Oberstaatsanwalt führte u . a . aus :Der Prozeß liegt schon solange zurück und es wäre wohl bef»fer, wenn er schon vor einem Jahre hätte verhandelt werden kön .nen . In diesem Falle hat die Verzögerung nur zugunstender Angeklagten sich ausgewirkt . Jede Notlage in Deutsch-land sollte zur Erstrebung der Ziele der kommunistischenParteien Deutschland ausgenützt werden. Tatsache ist. wieauch aus anderen Prozessen hervorgeht , daß der Schuß zufrüh los ging. Fest steht , daß ain Casino ein bewaffneterHaufen sich versammelt hat wenn es auch nicht feststeht,wie viele Waffen bei sich hatten , so muß dennoch die Mengeals ein bewaffneter Haufen angesprochen werden .Ebenso wurden militärische Kommandos erteilt . Straf »bar ist nicht nur . wer einen bewaffneten , Hau -fen bildet, sondern auch die Teilnehmer an diesem . Wasein einzelner tut , dafür haftet die ganze Menge. Rädelsfüh -rer find solche, die bei einer Zusammenrottung eine beson-dere Rolle spielen. Zur Beschuldigung des unerlaubten

Waffenbesitzes muß gesagt werden , daß die Darstellung, alsiob die Leute freiwillig ihre Waffen herausgegeben hätten,nicht zutrifft . Als Besitzer einer Waffe gilt auch der, dervorübergehend die Waffen an sich nimmt .Staatsanwalt Dr . Straumann berichtete noch einmal überden Vorgang am 23 . Oktober und hebt im besonderen die
Beteiligung der einzelnen Angeklagten hervor. Die Rechts-
läge ist bei alten, ziemlich die gleiche. Der Angeklagte Baetzhat von einem Lahrer Kurier die Lage in Lahr erfahren .Was nachher bei der Besprechung mit Krause und Genossendarüber gesprochen wurde, davon wurde nichts erwähnt . DieLeute , die nach Durbach zogen , waren über alle Einzelhei -ten informiert . Der Staatsanwalt nennt nun die Strafta -ten der einzelnen Angeklagten, von denen eine große ZahlMitläufer , andere als Mitschuldige im Hause des Roth , an -dere wegen Umstellung der Häuser und anderer strafbarerHandlungen sich schuldig gemacht habe».Als erster Verteidiger sprach Herr Stadtpfarrer Karle ,der im Auftrage des Jugendamtes acht jugendliche Ange-
klagte verteidigte. Die Leute waren damals zwischen 15
und 17 Jahre alt . Der Verteidiger erwähnt die wirtschafte -
chen und sittlichen Mängel der damaligen Zeit in dem die
Krieg?- und Nachkriegszeit mächtig mitspielt. Er beantragtefür sämtliche Freisprechung nach tz 3 des Jugendgesetzes.

Rechtsanwalt Seckel-Frankfurt a . M . sprach zunächst überdie Amnestie, die in allen vorhergehenden Prozessen ange -
wendet wurde. Dieser Fall steht mit der Ruhrbesetzung in
engstem Zusammenhang . Fraglich ist lediglich die örtliche
Zuständigkeit, aber Tatsache ist, daß die Bildung eines be-
waffneten Haufens innerhalb des besetzten Gebietes erfolgt
ist. Der Redner geht in der Hauptsache auf die gegen
rechtsradikale Verbände angewendeter Amnestie ei» und sor-
dert in gleicher Weise diefe,/für die Kommunisten. In der
Frage des bewaffneten Haufens sei vom Staatsanwalt ein
Zauberkunststück versucht worden . Bon sämtlichen Leisten
hätten weit über die Hälfte keine Waffen gehabt. Zur
Frage des LandfriedenSbruchs muß gesagt werden, daß der
größte Umsturz der Kapp - Putsch gewesen ist. Auch er kam
unter Amnestie. Zur Frage des Waffenbesitzes' führte er
aus , daß derjenige, der in seinen Händen eine Waffe hält ,
nicht als Besitzer der Waffe zu gelten hat . Für die Gebrü -
der Baetz plädierte der Verteidiger auf Freispruch . . Sie
treffe keine Schuld an der Bildung eines bewaffneten Hau -
Jens , was sie bezweckten, sei eine legale Handlung gewesen.

Zaetz sowohl wie Stürzel fühlten sich als Führer der Arbei¬
terschaft verantwortlich. Man wird am besten sämtlichen
Angeklagten Bewährungsfrist geben können .

Der Verteidiger Schleicher hob in der Hauptsache die recht-
lichen Momente des Vorfalls hervor. Von einem bewaffne -
ten Aufstand bezw . Bildung eines bewaffneten Haufen ?
könne keine Rede fein.

Als letzter Verteidiger sprach Rechtsanwalt Kuntz . Er
beschränkte sich auf die Einzelverteidigung und bemerkte zum
Schluß , am besten wäre eS Vm "" "»" 'mit Land",
ner Abkommens mit dem Durbacher Prozeß tabula rasa
zu machen und die Angeklagten freizusprechen. Damit sind
die Plaidoyers zu Ende. Urteilsverkündigung Samstag
früh .

Belohnungen für die Ermittelung
von Brandstiftern

Am 4. April 1924 brannte in Schonach ein Anwesen voll,
ständig nieder . Als Brandursache wurde Brandstiftung ver-
mutet . Es gelang einige Tage später, den Brandstifter zuermitteln . Die Gebäiideversicherungsanstalt hat jetzt auf An-
trog der Staatsanwaltschaft an di« Personen , die zur Er »

Mittelung des Täters beigetragen haben , eine Gesamtbeloh ^nung von 150 RM . zur Auszahlung gebracht .

Landesversammlung der evang.
Landeskirchlichen Vereinigung .

ep. Am 3. und 4 . Februar 1925 hielt die landeskirchlicheVereinigung in Karlsruhe ihre Landesversammlung ab. Inder Vorstandssitzung wurden Maßregeln sür die Organisationund die Werbung besprochen . Die Mitgliederversammlungwurde von Pfarrer D . Klein -Mannheim eröffnet. Nach Aus-
führungen von Prof . D . Frommel -Heidelberg sind Mittei¬lungen über die Ursachen , die zur Umgestaltung des Ober-
kirchenrats im letzten Spätjahr mit Notwendigkeit geführthaben, wurde eine Entschließung angenommen, die den Lei-tern der Landeskirchlichen Vereinigung Prof . D . Fromme!und Stadtpfarrer D . Klein das volle Vertrauen ausspricht.Außerdem wurde beschlossen, demnächst ein Flugblatt heraus -
zugeben, uud das Programm der Vereinigung nach den Vor-
schlügen von Lie . Knevels den heutigen Bedürfnissen entspre-
chend zu formulieren . Dem Herausgeber der Landesiirch-
lichen Blätter Lic . KnevelS wurde für seine erfolgreiche Tä -
tigkeit volle Anerkennung ausgesprochen. Dankbar gedachtedie Versammlung auch des verstorbenen langjährigen Vor-
standsmitgliedes Amtsgerichtsdirektor August Kaiser. Die
Verhandlungen fanden ihren Abschluß durch einen öffentlichenVortrag von Pfarrer Mayer -Mannheiin über „Kirche und
Gemeinschaft " . Die nächste Landesversammlung soll im
Herbst in Freiburg stattfinden.

Ifcommur.ale Rundschau
Ans dem Kreisrat Mosbach. Die Gemeindewege, deren ge»ordneter Zustand von den Straßenbauämtern festgestellt ist,werden nach Einteilung der Wartbezirke auf 1 . Februar in die

Unterhaltungsfürsorge des Kreises genommen. — Zu den Ko»
sten der Instandsetzung der Straßen und Wege , welche bei Ein-
richtung der Kraftwagenlinie Buchen —AltheimOberwittstadtberührt werden , wer >en den !>eteili ten Gemeinden
gewährt . — An bedürftige Handwerker werden Beihilfen zuden Kosten der Ablehnung von Meister- u. Sonderprüfungenbewilligt .

Der BürgerauSschuh Malsch bei Ettlingen hat den Voran-
schlag zum zweitenmal mit 42 gegen 25 Stimmen abgelehnt.Die Gemeindeverwaltung kommt dadurch in eine mißlicheLage , weil sie nicht in der Lage ist, Umlagen zum Einzugzu bringen und nur mit außerordentlichen Einnahmen zuwirtschaften gezwungen ist .

Dienstgebäude für das Tomänenamt in Säckingen. Für dasvon Tiengen nach Säckingen verlegte Domänenamt hat dieStadtgemeinde das Baugelände an der Scheffelstraße für75000 Mk . angekauft und die Bauarbeiten zur Erstellungeines Neubaues für die Büroräumlichkeiten und Dienstwoh-
nung in Angriff genommen. Die Bauarbeiten werden der.art beschleunigt, daß die Übersiedelung bis längstens 1 . Ok-tober ds . Js . erfolgen kann.

Huß der Landeshauptstadt
Auszeichnung. Der Senat der Technischen Hochschule Karls»ruhe hat auf einstimmigen Antrag der Abteilung für Chemiedem Generaldirektor der Gas - und Wasserwerke der StadtKöln , Heinrich Prenger - Köln . in Anerkennung seiner hervor»ragenden Verdienste um die Entwicklung der deutschen Gas -

industrie in wissenschaftlicher, technischer und wirtschaftlicherRichtung, die Wchrde eines Doktor -Angenieurs ehrenhalberverliehen.
Briefsendungen «ach Berlin. Nach einer Mitteilung desReichspostministeriums werden Briefsendungen nach Berlin ,die in der Aufschrift die Angabe des Zustellpostamts tragen ,voin 1. Februar ab schon während der Fahrt in den Bahn-

Posten einzelner Nachtzüge nach den Berliner Zustellämternverteilt und diesen von den Bahnhöfen aus unmittelbar zu¬geführt , wodurch diese Sendungen in eine frühere Bestellungkommen. Auf Briefsendungen , die die Angabe des Zustell-amts nicht tragen , kann diese Sonderbehandlung sich nichterstrecken . Um eine frühere Zustellung der nach Berlin ge-richteten Briefsendungen zu erzielen, empfiehlt sich daher dieAna^be des Berliner Zustellpostamts,
Tödlicher Straßenbahnunfall. Gestern abend versucht«am Marktplatz der 34jährige Kaufmann Karl Härter au »Dürrmenz -Mühlacker auf die Hintere Plattform eines in derFahrt Richtung Durlach befindlichen Motorwagens der elektr.Straßenbahn aufzuspringen . Dabei kam er, da er anschei -nend mit dem Mantel hängen blieb , zu Fall , geriet unterden Anhängewagen , wurde einige Meter geschleift , wobei eroerart schwere Verletzungen am Unterleib erlitt , daß der Tod«uf der Stelle eintrat .
Tie Wohnungsfrage vor Gericht. Tie Strafkammer Karls -

ruhe hat ain Donnerstag nach zweitägiger Verhandlung ineiner Berufungssache wegen unlauteren Wettbewerbs und
Betrugs den in Karlsruhe ansässigen 39jährigen ledigen In -
genieur Anton Schneider aus Eschelbach unter Aufhebung deS
Spruchs des Amtsgerichts wegen mehrfachen Betruges zueiner Geldstrafe von 1500 Mark, im Falle der Unbeibring-
lichleit zu 100 Tagen Gefängnis verurteilt . Das Gericht be-
schloß außerdem die Abtrennung des Verfahrens wegen un»lauteren Wettbewerbs . Ter Staatsanwalt hatte 3 Monate
Gefängnis beantragt . Das Amtsgericht hatte wegen der ge»
nannten Delikte im November vorigen Jahres Schneider zu3000 bezw. 5000 Mark Geldstrafe verurteilt . Als Nebenkläger

. erschien der Bund deutscher Architekten . Dem Versahren ge*
gen Schneider lag folgender Sachverhalt zugrunde : In , Märzletzten , JahreS erschien is, den Tageszeitungen das sensatio-
nelle Inserat »Die Wohnungsnot beseitigt I " Es wurde an»
geboten , für 6000 bezw . 8500 Mark schlüsselfertige Häuser zuerstellen . Der Bund deutscher .Architekten erblickte darin un-
lauteren Wettbewerb , da er es für ausgeschlossen hielt, zudem bekanntgegebenen Preis die fraglichen Häuser sertigzu»
stellen. Schneid« machte den Baulustigen ferner daS Ver»
sprechen bei 2000 Mark Anzahlung für die übrige Finanzie¬
rung selbst aufzukommen . Er sprach auch davon , daß die
Stadt die Bauplatzkosten stunden werde. Die Anklageschrift
warf nun Schneider vor , daß er die Anzahlung wohl ange»
nommen , die Häuser aber bis jetzt noch nicht in Angriff ge»
nommen habe . Daraus fei der Tatl >estand deL Betrugs zu
folgern . Schneider , der übrigens nach der Revolution in der
kommunistischen Partei eine führende Rolle spielte , dam, aber
unter die Geschäftsleute ging und sich mit dem Bau von Woh-
nungen auf den Weiheräckern im Gewann der Stadt - be»
faßte ) bestritt , sich einer strafbaren Handlung schuldig ge»
macht zu haben. Immerhin hat ein Postschaffner bei dein
verständlichen Streben nach einem eigenen Heim 2000 Mark
verloren , ohne daS Ziel zu erreichen . Der Mann Hot sogar
seine Wohnung aufgegeben und haust nun in einer Dach»
kammer. Mit ihm waren gegen 20 Zellgen zur Verhandlun «
geladen , außerdem auch Bausachverständige.



LandeStheater . Die Generalprobe zu Richard WagnerS gro>
her tragischer Oper „Rienzi ", die am Sonntag , dem 3. Febr .
zum erstenmal zur Wiederaufführung kommt , muh init Rück-
ficht auf die an der Chorverstärkung mitwirkenden Mitglieder
musikalischer Bereine unserer Stadt , am Freitag , dem 6. Febr ..aibends stattfinden . Deshalb bleibt das Landestheater cm die-
fem Tage geschlossen. Dafür wird , wie bereits angekündigt,im Konzerkhaus an diesem Abend da» Operetten - Ensemble des
Pforzheimer „Schauspielhauses " ein einmaliges Gastspiel der-
anstauten irnd den Operettenschlager dieser Spielzeit »Die Frau
• hne Kuh" von Walter Kollo zur Aufführung bringen . — Die
Aus >uhrung des >Rienzi " erfordert bic äkitnnnung eines gro-
hen gemischten Chores . Der Bachvrreia mit über LOY San »

Srinnen
imd Sängern unter der Leitung von Musikdirektor

« nz Philipp Ijot sich in liebenswürdiger Weise zur Verfü¬
gung gestellt. Es ist dies um so dankbarer zu begrüßen , als er
aus diesem Grunde fein eigenes Konzert , das auf Anfang
Februar ds. IS . in Ausficht genommen war, auf Anfang März
»erlegt hat .

Ikurze ftacbricfcten ans Laden
Scheiter» der Verhandlungen in der badischen Papierindu¬

strie . In der badischcn Papierindustrie war zwischen Arbeit-
pebern und Arbeitnehmern in Lohnkonflikt ausgebrochen, der
durch Verhandlungen im Dienstag in Karlsruhe beigelegt
werden sollte. Jedoch sind die Verhandlungen zwischen den
beiderseitige« Organisationen dadurch gescheitert, daß die Ar -
beitnehmer daö Angebot der Papierindustriellen , vom 2 . bis
29 . März 53 Pfennig und vom 30. Maqj bis 15. Mai
56 Pfennig Stui &enkchn zu gewähren , nicht annahmen . Die
Arbeitgeber stellten sich u. a . auch auf den Standpunkt , dah
die seitherigen Familienzuschläge von einem halben bis
2 Pfennig in der Stunde als JnflationSerscheinung verschwur -
den mühten. Nunmehr wird , nachdem auch der SchiedSauS -
schuh keine Einigung herbeiführen konnte, da» Haupttarifamt
m Berlin eine Entscheidung fällen müssen.

Maanhei« . 4. Febr.
ksch«sts -Bund , Ortsausschuh Mannheim ,wer

einer der

Der Allgemeine Deutsch« Ge-
. 1 befaßte sich in

Bierpreissrage und bekundete «in-Ätzung mit
stimmig die Pflicht der Gewerkschaften, gegen die neue Bier -
Preiserhöhung Stellung zu nehmen.

DA. Brette«, 6. Frtr . Der Bezirksrat hat das für die
Sonn - und Festtag« in den Sommermonaten erlassene
Fahrverbot fftr Kraftfahrzeuge im Bezirk Bretten auf««-
hoben . In der Begründung wird ausgeführt, dah es dt«
veränderte Wirtschaftslage angezeigt erscheinen
darniederliegenden Fremdenverkehr nicht mehr als
erschweren. Dazu komme, dah auher Sachsen im
Reiche nur Baden derartige Verbote erlassen habe.

dah e».
lasse.

i notig
den
zu

ganzen

DZ . Ettling ««, 5. F «Hr. Wie au « Freiburg berichtet wird,haben die dort gepflogen«» L»hnv «rh»ndlung «n für das ba-
disch« Trxtilgew«rb« zwischen dem Arbeitgeberverband und
den Gewerkschaften auf dem Wege freier Vereinbarung zueinem « bschluh geführt .

DZ . Forbach (Murgtal ), 4. Febr . Bei der Eröffnung der im
Bewerb für die Ausführung d«S 5200 Meter langen Raomün -
zach-Ttollen » (Hundsba <̂ Sckwarzenbach-Beck «n ) eingegangenenAngibst« durch da» staatlich« Bauamt für da» Murgwerk stellt«
sich heraus , dah an der in vier Baulosen erfolgten Ausschrei-
bung sich 44 Unternehmer beteiligt hatten , unter denen sich die
Firmen Karl Hörauf in Weisenbach-Rastatt und Rudolf Laule
in Gernsbach siegreich behaupten konnten.

DZ . Freibur «, Brg ., 5. Fcibr. Endlich ist der heih ersehnte
Schneefall i« Schwarzwald eingetreten und hat den oberen
Lagen eine durchschnittlich « Schneedecke von über 50 cm be-
schert . Damit erreicht oder übertrifft der Sc^warzwald die
höchsten Schneelagen der Schweiz (Sngadi « , DavoS , Engel-
berg , Klosters usw . ) und bietet somit der d^u^ chen Skizunft
willkommene Gelegenheit zur Ausübung ihrer Kunst. Vom
nördlichen Schwarzwald melden Freudenstadt 10 cm geschlos¬
sene Schneedecke , au » dem HorniSgrindegebiet 10—25 cm.

DZ . B»ggin««n, 4. Febr . Wie wir hören, ist auf den Bau -
stellen Buggingen und H«itersheim (Bauherr Kaliwerk) ein
Streik ausgebrochen. In Streik getreten find die Bauarbei -
ter , während die eigentliche Grubenbelegschaft arbeitet .

vsndel und MUrtscbstt
Berliner Devisennotierungen

S 8«&r. 1 Fch».
«<!» BtM 90t aew

Amsterdam 100 G. 168.29 169.41 169 .04 160 .46
Kopenhagen 100 Kr. 74 .91 75 .09 74 .96 75.14
Italien . . 100 L. 17 .42 17 « 17 .47 17 .51London . . 1 Pfd .
Newhork . 1 D .

20 .07 20.12 20.09 20.14
4.19 4jn 4.1» 4L1

Pari » . . 100 Fr . 22.60 22,66 22.73 22.79
Schweiz . ISO Fr .

* 80.94 81 .15 80 .96 81 .16
Wien 100000 Kr. SL0 5.92 5.90 5 .92
Prag . ' 100 Kr. 12 .37 12 .41 | 12 .38 12.42

tttraU 100 Pr»>«a

Der Londoner F « ing»ldpr«i». Nach einer Bekanntmach«»der DevisenbeschaffunqKsteile vom 3. Februar d. I . betrag ,der Londoner Goldpreis für ein« Unze Feingold 87 sk. bezw.für «in Gramm Feingold 33LS54 penc «.

Verschiedenes
Da» Urteil im Haarmannprozeß rechtskräftigDie von dem Ritangeklagten Haarmanns . Hans Gran »,Gegen da» gegen ihn ergangene Todesurteil eingelegte Re .ttftra ist vom Reichsgericht Verworfen und damit das Urteilde» Hannoverschen Schwurgericht » r«cht»kristig geworden.Der Verteidiger des Gran » will nunmehr ein Gnadengesuchan da» Justizministerium richten, daS in der Hauptsache mitder Jugendlichkeit de« GranS , der 23 Jahre alt ist. begrün-det werden wird . Die Todesurteile gegen Haarmann unbGranS dürften übrigens vorläufig «och nicht vollstreckt wer.den. da noch immer da» Verfahren gegen Wittkowski uniGrans wegen der Ermordung de» Henges schwebt, wöbetHaar « «»», der die beiden dieser Tat wahr « » de» Pr «.

esse^ beschuldig ^ at^ l^ H«uptae«g^ ^ B« lracĥ kommt

Stastsanzeiger
Bekanntmachung

0ft8ttttf titt£t It.Unter Borbehalt jederzeitigen Widerrufs wird auf Gruntz -der BundeSratSverordnung vom 15. Februar 1S17 über Wohl-fahrtspflege (Reichsgesetzblatt Seite 143 ) und der badische«BollzugSverordnung hierzu vom 24 . Februar 1917 (Gest¬und Berordnun <iSblatt Seite 4V) der „Bereinigten Fürsorgefür da» Auslandsdeutschtum " " zur Linderung der Rot unterden Deutschen im Auslände die Genehmigung zur Sammlungvun Geldspenden durch Werbebriefe und Aufrufe in der
fresse

unter dem Namen „Brüder in Not" für da» badisch«taatSgebiet vom f . Februar bis 30 . Juni 1925 erteilt .Karlsruh«, den 2 . Februar 1825.
Der Minister bei Inner »

R emm « l «.

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen. Zuruhesetzungen usw.

btt ^famn^Pgeti
Wasser- und Straßenbaudirektion.

Ernannt:
zum Straßenmeister der Srahenmeistera ^ oSrter AugustLeucht beim Waffer- und Straßenbauamt Sinsheim ,

Planmäßig angestellt:
die Ŝtrahenwärter Karl Hei«« in Hammereisenbach und

Gustav Korter in Berolzheim ;
versetzt :

der Obergeometer Josef Kopp in Breisach nach Freiburg >
Znruhrgesetzt a»f » »such«« :der Baurat Heinrich Schemde« bei der Waffer- und Stra »

ßenbaudirektion bis zur Wiedeicherstellung seiner Gesundheit

Badilches B.andescheater
SPIELPLAN : 8.—17. FEBRUAR 1925

MONT . 6- 10 uhr

IM LANDESTHEATER :
Neu einstudiert :

sonnt . Menzi , der letzte der Tribunen . «- '» nnk
Qroöe Oper von Richard Wagner . (7 .—.)

Fremden - und Schülervorstellung
Faust I. Teil

' <4 5°.>
dienst . • Intermezzo . uhr

* E 16 . Th .-Gem . 1001— 1300 . Volksbühne Soodergruppe . (6.— .)
mittw . Kiedfranenmilch . n ,a b . g. iouhr

* F 15 . Th .-Gem . I . Sondergruppe und 2001—2100 . (4 .50.)
donnt . Die Fledermaus . 7- l-> uhr

* B 16 . Th .-Gem . 2101 —2500 . (6 .— .)
freit . Der Kiebestrank . 77,- 97, uhr

* G 16 . Th .-Gem . III . Sondeigruppe . (4 .50 .)
Neu einstudiert :

samst Der böse Geist KnmpakiVagalmndus „ UHRSA S oder Das liederliche Kleeblatt .
* Th .-Gem . II . Sondergrappe . (4.50.)

In der Neueinstudierung :
sonnt . Rieuzi » der letzte der Tribüne « . 6- ,«. uhr

« B >7. (7 .— .)

mont . . « • »m uhrKad. Kandestheaterorchesters
Leitung : Generalmusikdirektor Rudolf Schulz-Dornburg -Bochom.

Werke von Reger , Scriabine . Th .-Gem . 1501— 1700, 2801 —3400 . (4.50.)
dienst . Der Sarbier von Kagdad . 7- 9',. uhr

Hierauf : Pierrst » Sommermacht .
* D 16 . Th .-Gem . 2501 —2800 . (6 .—.)

IM KONZERTHAUS :
sonnt . <« .)
donnt ,freit .

Kiebfranenmilch .* <z «<> > 7 ^ 57. 1» UHR
^ veimaUges Gastspiel des Russischen

Deutschen Theaters . 7 /' ° /> ' " UttR

Der blaue Kogel . (4-s®.>
sonnt . ds » Das Glas Masser . ' <z »a.» 7- 7.i-UHR
KAMMERSPIELE IM KÜNSTLERHAUS :
mittw . zum ersten Mai : Frau Marrens Gewerbe . 7UHR
Drama in 4 .Aulzügen von Bernard Shaw . Th .-Gem . 601 — 800 . (4,- , 2.» .)
Vorrecht für Umtausch der Vorzugskarten und Vorkaufsrecht der Abon¬nenten und Inhaber von Vorzugskarten am Samstag , den 7. Febr .,nachm . 7, 4_ 5 Uhr , allgemeiner Vorverkauf und weiterer Umtauschvon Montag , ö. Febr . an . Auslosung der Karten für die Teilnehmerder Theater -Gemeinde jeweils am Vortag der Aufführung in der Ge¬

schäftsstelle (9—1 , 4 —6 Uhr ).Die Abonnementskarten für das 5. Sechstel {18. bis einschl . 22 . Vorst .)können von Montag , den 9. Februar bis einschl . Donnerstag , den 12.an der Theaterkasse eingelöst werden . Der Hauseinzug beginnt am
Freitag , den 13. (Zustellurigsgebühr 20 Pfg .)

Aufgebot.
3 .336.2. Offenburg.

Der Landwirt Joses Geistin Griesheim hat die Aus¬
schließung des eingetrage -
nett Eigentümer ? des
Grundstücks Lgbch. Nr.
748 11 ar 27 qm Acker¬
land im Kre stenweg, Ge-
markung Griesheim im
Wege HieS Äufgebotsver -
fahrens beantragt . Der
Eigentümer des Grund -
stücks wird aufgefordert ,
seine Rechte spätestens bis
zu dem auf
Mittwoch, den 1. April
1925 , vormittags 10 Uhr ,
bestimmten AufgebotSter-
min beim Amtsgericht Of-
fe,iburg . Zimmer Nr . 18.
geltend zu machen , widri,
gensalls er durch AuS-
schtußurteil mit seinem
Etgentumsrecht ausge -
schloffen wird .
Offenburg . 30. Jan . 26.
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts I .

Dadltches
Z.andescheater

Samstsg , 7. Februar . 7 d . g. 7G 15. Th .-Gem . 1- 300, 801 - 1

Konig Richard der Dritte .

7 b . g. 7,11 Uhr . M . 4.50.
Volksbühne 6.

Das beratende Ingenieurbüro LUDIN A .-G . wird von den bSfherigen iangjShrigcn Leitern weiter geführt « Vereinbarungs -
gemäß heiBt die Firma von nun an :

AMIM IdimMOiiIi vorn. Ludi« I i larlrte
Benrttotfet tyeslcirtirt lir « tsterkraR , Wasserwtrtscliatt Mi flettrtzltätwrsoriiaj
Kreuzstraße 2 KARLSRUH E/Raden beim Schlo%iIatz

Süddeutsches Ingenieurbüro A.-G-
vorm . Ludin A .-G. Karlsruhe

E .21 Köbler . Röttges .

Badische Lichtspiele
für Schule und Volksbildung
Konzerthaus

Erstaufführung
Samatag , 7. Februar , nachmittag *4 Uhr und abenda 8 Uhr, Sonntag ,8. Februar , nachmittag « 4 Uhr, Mon¬
tag , 9. Februar , Dienetag , 10. Februar

abend * 8 Uhr

COLUHBUS
Der Film vom Bau und Betrieb des neuesten
deutschen Riesendampfers des Nordd . LloydBremen . Der Wiederaufbau der deutschen

Handdsflotte . E .25
Vortrag :

Korvettenkapitän Roedenbeck .
Vorverkauf : Mwikhau« Müller , KaiserstraBe

Preise : Mark 1 .70, 1 .50,1 .—. 0.60 — Studierende
und Schüler zahlen gegen Ausweis halbe Preise

Glänzende Existenz !
Für zu errichtende , zukunftsreiche Auslieferungs¬stelle suche ich bei hohen Bezügen strebsame ,ehrliche Personen . Bisheriger Beruf gleich . Ge¬
halt 290 Mk . monatlich . Ausführlich gehaltene Be¬
werbungen sind zu richten an Karl RrOokmann ,Berlin N . Sl . Rückporto beifügen - R22

Aufgebot .
ZL37L . Offenbar».

Der femtouitt J »fef Reff

in Büihl al» Vertreter fet»
ner Mutter Wilhelm Reff
Landwirt » Wido? Iran -

Preis - Aufgabe
LNÖK
AUNMEIL
SEESN
PEIQZIL

Bei richtiger Umstellung ergebendie vier Worte bekannte deutsche
Städte . Die Anfangsbuchstaben
derselben müssen, von oben nach
unten gelesen , das Wert Kiel

ergeben Eine große Anzahl Preise im Ge-
samtwerte bis

40000,1) 11 6,1.
bringen wir gratis zur BerteMng .

I Ihrem Prti » erhalte « Et « oh« « Singehe « |
eint » Risikos g«« z b«fiimmt .

Die Einsendung der Lösung verpflichtet Sie \
zu nichts, senden Sie un» dieselbe in der-
schlossenem, richtig frankiertem Briefumschlag. I

I Über die Richtigkeit der Lösung und den I
Ahnen zustehende« Prei »

erhalten Sie nach Eingang Nachricht .
» DerLösungbitten wilfürDrucksachen,Sch » A - 1

loh», Porto usw. Rückporto beizufügen . I
Selbstkosten 10 Pfg .

1

®iiflcrtCo ^ 6 . m. U. H.

»isla geb. Geist in Bühl
^at die Ausschließung de»
eingetragenen Gigentü -
mer» des Grundstücks l .B . 9?r . 790, 8 ir 98 qmAckerland im Krestenweg,
Gemarkung Bühl tm We.
ge deS Aufgebotsverfah -
rens beantragt . Der Ei-
aentümer des genannten

Grundstücks wird aufge-
fordert, seine Rechte spä-
testen » bis zu dem auf :

Mittwoch , de» L April
1925, vormittags 10 Ut »,
bestimmten Aufgebotstev»
min beim Amtsgericht Cf"
fenburg , Zimmer 18 fl«*
tend zu machen , widrig '
falls er durch Aus "
urteil mit seinem «
tumsrecht ausgeschlossen
wird.
Offenburg , 30. Jan . 1^
Der GerichtSschreiber * *

Amtsgerichts I. -
<« , Braun Karlsrube .
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